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Pressemitteilung des Bundesverfassungsgerichts hat in einer 

(Nr. 50/2005 vom 14. Juni 2005) mitgeteilt:
Informationen zur mündlichen Verhandlung vom 29. Juni 2005
(Versorgungsänderungsgesetz 2001)
Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts verhandelt am 29. Juni

2005 die Verfassungsbeschwerden von drei Ruhestandsbeamten, die sich

gegen Vorschriften des Versorgungsänderungsgesetzes 2001 wenden

(vergleiche Pressemitteilung Nr. 48/2005 vom 8. Juni 2005).

- 2 BvR 1387/02 -

Rechtlicher Hintergrund:

Das Versorgungsänderungsgesetz (VersÄndG) 2001 ist am 1. Januar 2002 in

Kraft getreten. Dadurch sollten die Reform der gesetzlichen

Rentenversicherung auf die Beamtenversorgung übertragen und aktive

Beamte in die Förderung einer privaten kapitalgedeckten Altersvorsorge

(„Riester-Rente“) einbezogen werden.

Das Ruhegehalt des Beamten errechnet sich aus einer Multiplikation

der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge mit dem erdienten Ruhegehaltssatz.

Dieser betrug vor dem Inkrafttreten des VersÄndG 2001 für jedes Jahr

ruhegehaltfähiger Dienstzeit 1,875 v.H. und war auf einen Höchstsatz von

75 v.H. begrenzt. Durch Art. 1 Nr. 11 a) aa) VersÄndG 2001 wurde § 14

Abs. 1 Satz 1 Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVG) dahingehend geändert,

dass der Ruhegehaltssatz auf 1,79375 v.H. und der Höchstruhegehaltssatz

auf 71,75 v.H. vermindert wurden.

Zu den Verfassungsbeschwerden:

Die Beschwerdeführer wurden zwischen 1996 und 2000 wegen

Dienstunfähigkeit vorzeitig in den Ruhestand versetzt.

Sie machen geltend, § 69 e) BeamtVG verstoße gegen Art. 33 Abs. 5

(Alimentationsprinzip) und Art. 3 Abs. 1 GG (allgemeiner

Gleichheitssatz). Das VersÄndG 2001 sei keine wirkungsgleiche

Übertragung der Rentenreform, weil die Absenkung des Versorgungsniveaus

über die Verringerung der Rente hinausgehe. Die

Alimentationsverantwortung werde in deutlichem Umfang auf den Beamten

selbst verlagert. Eine derartige teilweise Überbürdung der

Versorgungslast widerspreche Art. 33 Abs. 5 GG. Zudem sehe § 69 e)

BeamtVG - unter Berücksichtigung der bisherigen Praxis einer jährlichen

Versorgungsanpassung - für die Absenkung einen Zeitraum von insgesamt

sieben Jahren vor. 

Dieser sei für Bestandspensionäre zu knapp bemessen,

um eine ergänzende Altersvorsorge aufzubauen.

Eine Ungleichbehandlung liege außerdem darin, dass Versorgungsbeamte von

einer privaten Zusatzvorsorge, zumindest jedoch von deren steuerlicher

Förderung ausgeschlossen seien.

Karlsruhe, den 14. Juni 2005

--------------------------------------------------------

Kommentar dazu:

Das Verwaltungsgericht Frankfurt (Az. 9 E 4577/03(V) hielt die vom Bundesgesetzgeber beschlossene schrittweise Absenkung der Versorgungsbezüge von 75,00% auf 71,25% pensionierter Beamter/innen für verfassungswidrig, so weit sie sich bei In-Kraft-Treten des Gesetzes bereits im Ruhestand befanden. Damit wird der Rechtsauffassung der Gewerkschaft der Polizei gefolgt, die das bereits während des Gesetzgebungsverfahrens dem Parlament mitgeteilt hatte.

Das Verwaltungsgericht die betreffenden Verfahren von mehreren im Ruhestand befindlichen Beamten ausgesetzt und dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe zur Entscheidung vorgelegt. Sollte das Bundesverfassungsgericht der Rechtsansicht des Verwaltungsgerichts Frankfurt folgen, müssten die

einbehaltenen Kürzungen der Pensionen ggfs. zurückerstattet werden. 

die Aussetzung der Verfahren getroffen hat. Die Entscheidung von Karlsruhe hat hätte für alle Gültigkeit.

Zur Zeit sind wir schon bei einem Stand von 73,59%. Das geplante Ziel soll sogar 66,13% sein; auf jeden Fall aber unter 70%. 

------------------------------------------------------

Weiter dazu aktuell:

 Der 29.06.2005 – ein ereignisreicher Tag für uns?

 Anbei die Meldung der GdP- (Bund) vom 29.06.05.

 Berlin. Sämtliche Experten, die am heutigen Dienstagmorgen in Karlsruhe zur Anhörung geladen waren, bestätigten auf Nachfragen des Gerichts, dass sie die Auffassung der DGB-Gewerkschaften teilen, wonach die Übertragung der Änderungen im Rentenbereich auf die Versorgungsempfänger zu einer überproportionalen Belastung der Betroffenen führt. Das gibt eine positive Ausgangslage für die weitere Verhandlung der Verfassungsbeschwerden, wenngleich sich eine konkrete Prognose noch nicht stellen läßt.

Die DGB-Gewerkschaften des Öffentlichen Dienstes halten das Gesetz für verfassungswidrig und haben Klagen von Mitgliedern unterstützt.
DGB-Vorstandsmitglied Ingrid Sehrbrock: "Ruhegehaltsempfängerinnen und -empfänger werden durch das Versorgungsänderungsgesetz 2001 stärker belastet als Rentnerinnen und Rentner. Bei den Renten wurde lediglich die gesetzliche Grundversorgung gekürzt, bei den Pensionen auch der Anteil, der der betrieblichen Altersversorgung entspricht. Damit sind die Einschnitte bei den Pensionen um mehr als 30 Prozent höher als bei den Renten. Der Bundesrat hat unsere Auffassung in seiner Stellungnahme zum aktuellen Versorgungsnachhaltigkeitsgesetz am 17. Mai bestätigt." 


Sehrbrock weiter: "Pensionärinnen und Pensionäre sollen für die Versäumnisse ihrer Dienstherren büßen. Sie haben es über Jahrzehnte hinweg versäumt, Rücklagen für künftige Versorgungskosten zu bilden. Der DGB dagegen plädiert schon lange für den Aufbau ausreichender Versorgungsrücklagen. Dieser Weg ist verfassungsrechtlich unbedenklich und sichert die Pensionen, wie auch die öffentlichen Haushalte, der Zukunft nachhaltig ab."

Mit der Bekanntgabe des Urteils ist erfahrungsgemäß in ca. 2 – 3 Monate zu rechnen.

Sobald weitere Erkenntnisse vorliegen, werden wir uns erneut melden.

_____________________________________________________________________________________

Die GdP weiter am Ball!

Seit wenigen Tagen befindet sich die von CDU und FDP gebildete neue Landesregierung NW im Amt. Die zukünftige Arbeit der neuen Landesregierung hat ihre Grundlage in der Koalitionsvereinbarung vom 16. 6. 2005 gefunden. 

Bei der Formulierung des innenpolitischen Teils der Koalitionsvereinbarung hat die GdP durch eine Vielzahl von Gesprächen und Verhandlungen ihren politischen Einfluss ausgeübt.

Insbesondere mit den innenpolitischen Sprechern der Koalitionsparteien, Theo Kruse, CDU und Horst Engel, FDP, fand während der laufenden Koalitionsverhandlungen ein mehrfacher Gedankenaustausch über die Zukunft der Polizei NRW statt. 

Aber auch mit dem neuen Ministerpräsident Dr. Rüttgers und dem neuen Innenminister Dr. Ingo Wolf kam es am 22. 6. 2005 zu einem Meinungsaustausch. Vertieft wurden diese Spitzengespräche durch weitere Gespräche am Rande der konstituierenden Sitzung des Landtags am 8. 6. 2005 sowie nach der Wahl des neuen Ministerpräsidenten am 22. 6. 2005.

Bereits am 18. 6. 2005 führten CDU und FDP ihre außerordentlichen Parteitage zur Verabschiedung der Koalitionsvereinbarungen zwecks Bildung der neuen Landesregierung durch. Auf beiden Parteitagen nutzten die als Gäste anwesenden GdP-Vertreter die Gelegenheit, unsere Positionen zu Themen der Inneren Sicherheit noch einmal deutlich zu machen.

Letztlich bleibt festzuhalten, dass wir als GdP mit dem Ergebnis der Koalitionsverhandlungen nicht zufrieden sind, da die getroffene Vereinbarung wenig Konkretes für die Zukunft der Polizei bzw. zum Thema Innere Sicherheit enthält.

Vor diesem Hintergrund bedarf es noch vieler weiterer Verhandlungen mit dem neuen Ministerpräsidenten, seinem Innenminister sowie den innenpolitischen Sprechern aller im Landtag vertretenen Parteien. 

Wir werden die neue Landesregierung an ihren Wahlversprechen messen. Die kommenden Wochen und Monate werden uns zeigen, ob und wie die Polizei in NRW tatsächlich gestärkt wird.

_____________________________________________________________________________________

Weihnachtsgeld

Übrigens, das Weihnachtsgeld für die Pensionäre wird nach heutigem Kenntnisstand auch in diesem Jahr wieder nur 37 % betragen.

Euer

Ansprechpartner für Senioren

-Jo. Paschke-

Für GdP-Pensionäre heißt es gerade bei einer neuen Regierung Nachteile zu verhindern.

Daher müssen auch gerade Pensionäre aktiv sein. 
















